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Um das Fazit vorwegzunehmen; es ist
einer der größten Erfolge der GdP Bran-
denburg in den letzten 20 Jahren. Wir
hatten gemeinsam mit Bürgermeistern,
Amtsdirektoren, Staatsanwälten und
Justizbeschäftigten zu einer Volksinitia-
tive gegen die geplante Polizeistrukturre-
form aufgerufen.

Begonnen haben wir unsere Volksin-
itiative am Brandenburgtag 4./5. Septem-
ber 2010 in Schwedt. Bereits an diesen
beiden Tagen bekamen wir mehrere tau-
send Unterschriften für unsere Volksin-
itiative.

Was wollten/wollen wir
erreichen?

Mit der Volksinitiative wollen wir
durchsetzen, dass auch in Zukunft eine
leistungsfähige und effektive Polizeiar-
beit gewährleistet ist, dass das LKA und
die Bereitschaftspolizei als eigenständige
Direktionen erhalten bleiben sowie alle
derzeitigen 50 Polizeistandorte gesichert
sind.

Leider ist es rechtlich nicht möglich, ei-
ne Volksinitiative gegen den geplanten
Stellenabbau (DIE Ursache allen Übels)
zu richten. Volksinitiativen können nach
dem Brandenburger Volksabstimmungs-
gesetz nicht in das Haushaltsrecht des
Gesetzgebers eingreifen. Sie wären unzu-
lässig. Ich bin mir jedoch sicher, dass eine
Volksinitiative gegen den geplanten Stel-
lenabbau von 1900 Stellen in der bran-
denburger Polizei noch weitaus erfolgrei-
cher gewesen wäre, als die jetzt von uns
etwas allgemeiner formulierte Volksin-
itiative. In vielen Bürgerforen, Gesprä-
chen vor Ort und kommunalen Veran-
staltungen kam immer wieder zum Aus-
druck, dass es den Bürgerinnen und Bür-
gern in Brandenburg wichtig ist, ihre
brandenburger Polizei vor Ort präsent zu
wissen. Dies ist Ausdruck der Akzeptanz
und der hohen Qualität polizeilicher Ar-
beit, die wir in den letzten Jahren in Bran-
denburg geleistet haben. Nicht umsonst
hat die Polizei ein bedeutend höheres
Ansehen in der Bevölkerung als z. B. po-
litische Verantwortungsträger.

1900 Stellen werden abgebaut!

Laut Koalitionsvertrag und Landtags-
beschluss werden bis 2019 1900 Stellen in
der brandenburger Polizei abgebaut. Ich
hatte bereits erwähnt, dass dies die Ursa-
che allen Übels ist. Es geht nicht darum,
im Sinne von Bessermachen zu reformie-
ren, sondern diesen Stellenabbau in der
brandenburger Polizei umzusetzen.

Dies geht natürlich zu Lasten der Poli-
zei und natürlich auch zu Lasten der In-
neren Sicherheit.

Es ist Augenwischerei zu behaupten,
dass 1900 Stellen nur im Bereich der Füh-
rung (Häuptlinge?) abgebaut werden.
Selbst wenn alle so genannten Häuptlin-
ge abgebaut werden und jede Kollegin
und jeder Kollege ohne jegliche Führung
das tun kann, was er für richtig hält, wäre
dieser Stellenabbau nicht realisierbar.

Neu unter Innenminister Herrn Dr.
Woidke ist jedoch, dass er nicht allein bis
2019, sondern auch mittelfristig im Rah-
men der Wahlperiode (2014) plant. Er ist
im Vergleich zu seinem Vorgänger be-
deutend kommunikativer, hört zu, nimmt
Argumente auf und versucht, gemeinsa-
me Lösungen zu finden.

Ohne unsere Volksinitiative
undenkbar!

Allein durch unsere Volksinitiative
gibt es dieses Umdenken in der Landes-
regierung. Von den Medien wird uns ge-
genüber teilweise argumentiert, dass es
kaum Veränderungen zwischen den Her-
ren Innenministern Speer und Woidke
gibt. Doch, es gibt sie.

Es ist richtig, dass es – wie unter Rainer
Speer – zukünftig nur ein Polizeipräsidi-
um geben wird.

Es ist richtig, dass es – wie unter Rainer
Speer – nur vier so genannte Landdirek-
tionen gibt. Aber, es wird eine Fachdirek-
tion LKA und eine Fachdirektion Beson-
dere Dienste geben. Damit bleiben im
Wesentlichen das LKA in seinem jetzi-
gen Bestand und die Bereitschaftspolizei
als eigenständige Einrichtung mit vier (!)

Hundertschaften erhalten. Auch bleiben
im Gegensatz zu den dazu von Rainer
Speer erhaltenen Aussagen alle 50 der-
zeitigen Wachenstandorte als Reviere er-
halten.

Offen ist noch die Frage, welche
Standorte werden 24 Stunden, sieben Ta-
ge in der Woche, betrieben. Sind es dann
ebenfalls Inspektionen oder Reviere? In
welchem Umfang werden die anderen
Reviere „betrieben“? Das bleibt weiter-
hin wesentlicher Diskussionspunkt zwi-
schen GdP, Innenministerium und Land-
tag.

Personalentwicklungskonzept
2019

Offen bleibt weiterhin ein für uns als
GdP entscheidender Punkt – ein Perso-
nalentwicklungskonzept 2019. Darin sol-
len nach unserer Auffassung Einstel-
lungszahlen, Beförderungs- und Auf-
stiegsmöglichkeiten, Altersteilzeit- und
Vorruhestandsregelungen, Lebensar-
beitszeit, Gesundheitsmanagement etc.
festgeschrieben werden. Dieser Punkt
kann nicht als Rahmen der Volksinitiati-
ve beantwortet werden. Wir fordern hier
Innenminister Dr. Dietmar Woidke und
die Landesregierung auf, klare Aussagen
zur Aufnahme von Verhandlungen mit
uns zu treffen. Wir werden auch nach Ab-
gabe der 97 418 Unterschriften weiterhin
Druck auf die Landesregierung ausüben.
Und sie weiß, dass wir dazu in der Lage
sind. Eine Großdemonstration vor dem
Brandenburger Landtag am 20. 11. 2006
mit mehr als 8000 Teilnehmern, zahlrei-
chen Folgeaktionen inkl. Verwarngeld-
aufruf und jetzt die Volksinitiative mit
mehr als 97 000 Unterschriften. Alles Ar-
gumente, die dafür sprechen, mit uns zu
verhandeln.

Gewerkschaft der Polizei in Branden-
burg, das sind 7400 in ihr organisierte
Kolleginnen und Kollegen, die ihre Leis-
tung anerkannt bekommen wollen, die
teilhaben wollen an der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung und die die Für-

97 418 Unterschriften!!!
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sorgepflicht des Dienstherrn einfordern.
7400 Kolleginnen und Kollegen, die zu-
dem bereit sind, sich aktiv einzubringen.

Es gab seit 1992 in Brandenburg
29 Volksinitiativen. Ca. 200 000 Unter-
schriften gab es gegen die zunehmende
Benachteiligung der ostdeutschen Bevöl-
kerung in der medizinischen Betreuung
und Versorgung. Ca. 152 000 Unter-
schriften gab es zur Sicherung des
Rechtsanspruchs aller Kinder auf Erzie-
hung, Bildung, Betreuung und Versor-
gung in Kindertagesstätten. Und über
97 000 Unterschriften gibt es gegen die
geplante Polizeistrukturreform.

Wir können auch mehr!

Andreas Schuster

Unter dieser Überschrift informiert
unser Gewerkschaftssekretär Michael
Peckmann in Form eines „Tagebuches“
auszugsweise aus der Arbeit der GdP-
Zentrale in Potsdam.

Dezember 2010

2. Dezember 2010
Die Initiatoren und Vertreter der

Volksinitiative beraten auf Einladung
der GdP den aktuellen Stand und das
weitere Vorgehen. Rechtsanwalt Dr.
Helmers erläutert den Fortgang nach
Abgabe der Unterschriften an den Land-
tagspräsidenten.

6.–8. Dezember 2010
Das GdP-Bildungswerk wertet die Se-

minare 2010 aus und erarbeitet ein Semi-
narprogramm für das Jahr 2011.

9. Dezember 2010
Wir versenden eine Pressemitteilung

zur geplanten Übergabe der Unterschrif-
tenlisten der Volksinitiative an den
Landtagspräsidenten am 14. Dezember
2010. Ggw. sind wir bei über 80 000 Un-
terschriften. Täglich gehen weitere Li-
sten bei uns ein …

10. Dezember 2010
Ich bitte die Kreisgruppen LESE und

Fachhochschule um Unterstützung der
Übergabe der Unterschriften zur VI an
den Landtagspräsidenten. Wir wollen ein
wirkungsvolles Signal für die Landtags-
abgeordneten und auch für die Medien
(Öffentlichkeit) setzen.

13. Dezember 2010
Für den Tagesordnungspunkt der

Landtagssitzung am 16. Dezember 2010
Polizeistrukturreform bestelle ich Besu-
cherkarten.

Vormittag ist eine Klimaanlagen-Fir-
ma in der GdP-Geschäftsstelle. Wir er-
halten ein Angebot für die erforderliche
Klimatisierung unseres Serverraums.

14. Dezember 2010
Übergabe der Unterschriftenlisten zur

Volksinitiative an den Landtagspräsiden-
ten. In 40 Kartons übergeben wir ca.
97 500 Unterschriften. Anschließend
stelle ich eine Info dazu auf unserer
Homepage ein und versende eine Presse-
mitteilung. Und weiterhin gehen Unter-
schriftenlisten bei uns ein …

15. Dezember 2010
Ich bereite die neuen Internetseiten

für das GdP-Bildungswerk zum Seminar-
angebot 2011 vor. Sobald das Programm
beschlossene Sache ist (immerhin geht es
da um viel Geld), genügt ein „Knopf-
druck“ und die Seiten sind online.

16. Dezember 2010
17 Uhr sind wir pünktlich im Landtag

und verfolgen die Debatte zum Gesetz-
entwurf Polizeistrukturreform und zum
Entschließungsantrag der Fraktionen
SPD und LINKE dazu. Beides wird
mehrheitlich verabschiedet. 97 500 Un-
terschriften zur Volksinitiative und unse-
re Präsenz waren in der Diskussion per-
manent spürbar.

20. Dezember 2010
Unser Geschäftsführender Vorstand

war zum ersten offiziellen Gespräch beim
Innenminister Dr. Woidke. Wir infor-
mieren unmittelbar darauf per Flugblatt.

Abends haben wir eine kleine Weih-
nachtsfeier

21. Dezember 2010
Staatssekretär Schröder im Ministeri-

um für Arbeit, Soziales, Familien und
Frauen hatte für ein Gespräch zur „Stär-
kung der Sozialpartnerschaft im Land
Brandenburg“ eingeladen. Ich nehme
daran teil. Unmittelbar danach begebe
ich mich zum RBB. Für das Kulturradio
stehe ich Rede und Antwort auf Fragen
der Hörer zur Polizeistrukturreform.

22. Dezember 2010
Beratung zu möglichen Aktionen im

Rahmen der Tarifrunde 2011 bei der
GEW.

29. Dezember 2010
Uns erreichen mehrere Rechtsschutz-

anträge unserer Polizeianwärter Einstel-
lungsjahrgang 2009, denen wegen Nicht-
bestehens der Zwischenprüfung das
AUS in der brandenburger Polizei droht.
Ich organisiere eine gemeinsame Rechts-
beratung bei einem Anwalt, der bereits in
solchen Verfahren tätig war.

30. Dezember 2010
Letzter Arbeitstag im Jahr 2010. So

hektisch wie das Jahr war auch dieser
Tag. Wir haben viel geschafft; das neue
Jahr kann kommen …

Michael Peckmann

Was sonst so passierte …
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Es ist schon wieder eine Weile her,
sollte aber dennoch nicht unerwähnt blei-
ben.

Unter dem Motto der viel gestellten
Frage: Was macht die GdP eigentlich?
Und einer der Antworten: Mitgliederbe-
treung für Jung und Alt, berichten wir als
Kreisgruppe an dieser Stelle über Aktivi-
täten im Dezember.

Am 1. Dezember 2010 hat die Kreis-
gruppe Barnim es wieder geschafft, eine
Seniorenfahrt zu organisieren. Diesmal
ging es zum Weihnachtsmarkt nach Lü-
beck. Lübeck, die wasserumflossene Alt-
stadt mit vielen denkmalgeschützten Ge-
bäuden, historischen Gassen und verwin-
kelten Gängen – der Stadt der kurzen
Wege.

Bei herrlichem Sonnenschein traten 42
Senioren die Reise an. Am Ziel ange-
kommen, stiegen wir gut gelaunt aus dem
Bus aus und es erwartete uns Eiseskälte.
Dick eingepackt und festgestellt, doch zu
wenig anzuhaben, pfiff uns der Wind von
der Ostsee her tüchtig um die Ohren. Be-
grüßt wurden wir von zwei netten Damen
vom Fremdenverkehrsamt, die uns im
Anschluss bei einem Stadtrundgang be-
gleiteten. Leider konnten wir den interes-
santen Ausführungen nicht immer voll
und ganz folgen, zitterten wir doch sehr
und hofften insgeheim, nicht allzu lange
an Historischem zu verweilen, aus Angst
zu erfrieren. Dennoch hörten und sahen
wir Interessantes, so u. a. über die Mari-
enkirche. Sie ist die drittgrößte Kirche

Deutschlands mit zwei 125 m hohen Tür-
men sowie wertvolles und großartiges
Beispiel kirchlicher Backsteingotik.
Über das Rathaus, welches noch heute
seinen Sitz als Verwaltung, Tagungsort
der Bürgerschaft und ihrer Ausschüsse
sowie des Senats erfüllt. Das Heiligen
Geist Hospital, zunächst Krankenpflege-
dann Altenheim, wo man in „Kabäuster-
chen“ wohnte. Heute werden die Kam-
mern des Langhauses und die Kirchen-
hallen u. a. für den Kunsthandwerker-
Weihnachtsmarkt genutzt. Ein Markt,

der nicht nur aufgrund der angenehmen
Innentemperaturen sehenswert war.
Auch die Schiffergesellschaft – „klas-
sischste Kneipe der Welt“ und wo die Ka-
pitäne ihren „Klönschnack“ halten, ist
ein Blick wert. Darin ist u. a. eine Halle,
getragen von massiven Balken und ge-
schnitzten Pfosten, versehen mit langen
dunklen Eichenbänken und durchgehen-
den Tischen. Es vermittelt das Gefühl,
auf einem riesigen Schiff zu sein. Tja, so
durchstreiften wir auch die Gänge und
Gassen der Altstadt, Wohnstätte von Ta-
gelöhnern und Trägern unter dem Motto:
Kopf einziehen, Schulter beugen und hi-
nein. Hinein wollten an diesem Tage alle,
irgendwo ins Warme. So kehrte auch der
eine oder andere in das für sein Marzipan
berühmte „Café Niederegger“ ein, um ei-

ne kleine Leckerei als Mitbringsel zu er-
stehen. Im wahrsten Sinne des Wortes,
denn es war überfüllt mit langen Warte-
schlangen an den Kassen.

Die meisten zog es nach dem Rund-
gang in Cafés oder Restaurants, um das
Gefühl wiederzuerlangen, Hände und
Füße zu haben. Der Lübecker Weih-
nachtsmarkt war an diesem Tag Neben-
sache, bot er auch nicht wirklich tolles
Kulinarisches oder Sehenswertes. Wenn-
gleich wir auch Glück hatten, dass auf-
grund der Kälte nicht so viel Menschen

unterwegs waren, reichte uns das vorge-
fundene Treiben auch schon.

Fazit dieser Reise soll nun gewesen
sein – Lübeck ist eine Reise wert. Jedoch
geben wir zu bedenken, dass die Stadt
höchstwahrscheinlich bei angenehmeren
Temperaturen durchaus mehr und besser
zu genießen sein wird. Ob Stadtrund-
gang, Hafenfahrt, Kunstbetrachtung
oder Museenbesuche – zu bieten hat Lü-
beck genug, nicht nur für einen Tag.

Auch eine Kinderweihnachtsfeier ha-
ben wir in diesem Jahr wieder durchge-
führt. Diesmal im Gebäude des DB-Aus-
besserungswerkes in Eberswalde, zu
Gast bei den Waggonkomödianten. Viele
Kinder mit ihren Eltern, Großeltern oder

Was macht die GdP für ihre Mitglieder?

LANDESJOURNALBrandenburg

KREISGRUPPE BARNIM

Der Kunsthandwerker-Weihnachtsmarkt Bilder: H. Gottschling
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Bekannten haben am 3. Advent das Kin-
der- und Jugendamateurtheater Ebers-
walde bei unserer Weihnachtsfeier in der
Geschichte „Die Schneekönigin“ bestau-
nen dürfen. Vor schöner Kulisse mit viel
Liebe fürs Detail wurde uns der Nachmit-
tag, natürlich auch mit Kaffee, Kuchen
und selbstgemachten Pfannkuchen, ver-
süßt. Die eine oder andere Bemerkung
aus dem Kinderpublikum brachte uns
zum Lachen, denn Kindermund tut
Wahrheit kund. Im Anschluss an das
Märchen wurde eine tolle Schneeball-
schlacht im Saal veranstaltet, welche den
Kindern sichtlich Spaß machte. Auch war
ein Kinderschminken und Sackhüpfen
organisiert. Schließlich hatte sich das
Warten gelohnt und der Weihnachts-
mann „betrat“ (von seinem Rentier Ru-
dolph getragen) die Bühne. Mit ihnen
tanzten die Kinder die Weihnachtsmann-
polonaise und bekamen noch eine kleine
süße Überraschung aus dem mitgebrach-
ten Sack überreicht. Einen lustigen und
schönen Ausklang verschafften uns Kol-

legen mit dem Lied „Oh Tannenbaum“.
Der spontane Abschlusssatz eines Jun-
gen: „Meine Damen und Herren, die
Show ist vorbei“, beendete die Veranstal-
tung und die Waggonkomödianten ver-
abschiedeten sich mit einem Weihnachts-
gruß. Für uns war dies ein schöner Ad-
ventsnachmittag und eine gelungene
Veranstaltung für Groß und Klein in der
Vorweihnachtszeit.

Am 15. 12. 2010 stellten wir noch ein
Betreuungsteam für den kleinen Castor-
Einsatz auf seinem Weg in das Zwischen-
lager Nord bei Lubmin (Mecklenburg-
Vorpommern) auf die Beine. Als kleine
Anerkennung für die geleistete und zu
leistende Arbeit bei jeder Temperatur
und Tageszeit machten wir uns gut ge-
launt in den späten Abendstunden auf
den Weg zum Ort des Geschehens. Wir
verteilten nur Kleinigkeiten wie Süßig-
keiten, Säfte und Obst, aber sie wurden
dankbar angenommen und mit einem Lä-
cheln honoriert. Schließlich ging dann
auch für uns ein langer Tag gegen 23.00
Uhr zu Ende, hieß es ja auch am nächsten
Morgen wieder früh aufstehen und wei-

ter geht’s ... Auch wenn wir nicht jeden an
diesem Abend erreichten, hat jedoch ein
Großteil der eingesetzten Kräfte mitbe-
kommen, dass wir, als Mitglieder der
GdP, für sie im Einsatz waren.

Am Heilig Abend waren zwei Weih-
nachtsmänner unterwegs zu den Wachen
der Autobahnpolizei Bernau sowie
Eberswalde und überraschten die jeweili-
ge Nachtschicht mit einem kleinen Büfett
aus Salaten, Partybrot und einer warmen
Platte. Auch wenn dies nicht nötig gewe-
sen wäre und die Tagschicht auch gern ei-
ne Anerkennung gehabt hätte, war es uns
ein Bedürfnis und ein Zeichen, dass wir
an euch denken.

Oft sind es die kleine Gesten und Auf-
merksamkeiten, die Freude bereiten, ge-
ben wir jedoch zu bedenken, dass die Or-
ganisation und Durchführung solcher
Aktivitäten nicht selbstverständlich sind.
Nur dem Engagement einzelner GdP-
Mitglieder ist dies zu verdanken, obwohl
wir alle Mitglieder der GdP sind.

Wir sind – ihr seid die GdP!

H.G., Kreisgruppe Barnim

Gedanken nach 153 Tagen oder
74 Tagen Dienst im GZ Swiecko

LANDESJOURNAL Brandenburg

KREISGRUPPE BARNIM
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MEINUNG

Seit heute 153 Tagen – oder anders ge-
sagt seit 74 Tagen Dienst – bin ich nun
hier im gemeinsamen Zentrum.

Ich wollte eigentlich nach 100 Tagen
mal einen Blick auf die Arbeit und die
Zeit werfen, die hier im GZ hinter mir
liegt – einfach so und ganz privat für
mich.

Jedoch nehme ich den Jahreswechsel
und die Gesamtumstände einfach mal
zum Anlass, diesen ganz persönlichen
Rückblick zu wagen und ihn nicht für
mich zu behalten, denn es gibt so einiges,
was ich, wenn ich drüber nachdenke oder
mit Einzelnen darüber rede, nicht ändern
kann. Sicher könnte ich sagen, ich hätte
Gesprächsbedarf – aber den hätte ich mit
Einigen und wer macht dann meine Ar-
beit? So habe ich hier mal meine Gedan-
ken niedergeschrieben, in der Hoffnung,
dass ihr euch/Sie sich die Zeit nehmen zu
lesen, wie ich mir die Zeit nahm zu schrei-
ben … Als ich im August 2010 hier mei-
nen Dienst zunächst als Praktikantin an-

trat, wurde ich mit viel Wehmut in der
Leitstelle im PP FFO verabschiedet und
hier herzlich empfangen – ich fühlte mich
von Anfang an gut aufgehoben. Viele or-
ganisatorische Sachen mussten auf den
Weg gebracht werden. Der Kollege des
LKA, der für die Fachaufsicht verant-
wortlich zeichnet, half bei allem, was zu
erledigen war – ob es die Einrichtung des
Accounts war oder Besprechungen der
ersten Sachverhalte, die ich zu bearbeiten
hatte. Schließlich musste ich einen Über-
blick bekommen, was wir denn hier nun
tatsächlich tun.

In der Theorie war mir so einiges schon
zuvor bekannt – zwei Kollegen des GZ
warben ja ausgiebig und erklärten auch
schon das eine oder andere. Ein anderer
verantwortlich gemachter Kollege er-
klärte mir als „Einweiser“, wie die Ersu-
chen bearbeitet werden und die Handha-
bung bei Besonderheiten anhand einzel-
ner Sachverhalte. Auch die Kollegen, mit
denen ich im August zeitgleich arbeitete

und auch alle sonst im GZ hatten für alle
meine Fragen immer ein offenes Ohr.

Ich wurde gut eingewiesen – keine Fra-
ge! DANKE dafür!

Die praktische Arbeit und dann auch
noch „ganz allein“ war und ist natürlich
etwas anderes – jedenfalls für mich, die
immer im Team innerhalb einer Dienst-
gruppe arbeitete. Anfangs war ich ziem-
lich verspannt und fuhr mit Kopfschmer-
zen und dem unguten Gefühl nach Hau-
se, dass ich irgendwas nicht richtig über-
setzt oder womöglich eine falsche Ent-
scheidung getroffen hatte.

Inzwischen denke ich, dass die Grund-
lagen klar sind und ich meine Arbeit hier
etwa genauso mache wie alle anderen
auch, die im Lagedienst arbeiten.

Mit dem „drumherum“ habe ich mich
arrangiert. Der Schrank ist o. k., nach-
dem ich Sachen, die ich nicht andauernd
brauche, ausgelagert und wieder im
Schrank im PP untergebracht habe. Mein
Auto parkt hier „auf eigene Gefahr“ – ich



2 - 2011 Deutsche Polizei 5

habe eine zusätzliche Versicherung dafür
abgeschlossen, in der Hoffnung, dass die
ggf. für Schäden aufkommt, selbst wenn
mein Auto eben dienstlich hier steht.
Meine Krankenversicherung wurde auf
Ausland erweitert, in der Hoffnung,
selbst wenn mir im Dienst etwas passiert,
wird sie die Kosten übernehmen.

Schon bevor ich meine Arbeit hier an-
trat, hörte ich von einigen Gegebenhei-
ten, die – naja, sagen wir mal – zu wün-
schen übrig ließen:
– Die oben genannten Gegebenheiten im

Falle von Schaden am privaten PKW
oder an der Gesundheit im Dienst – ich
hörte, es gibt Schwierigkeiten bei der
Schadens- und Kostenregulierung.
Kann ich nur hoffen, dass mir nie was
passiert hier!

– Die Klimaanlage war ein Problem – sie
wurde inzwischen saubergemacht – also
zumindest die Gitter im Bereich vom
Lagedienst.

– Die Versorgung mit warmem Wasser –
es ist meist nur lauwarm, manchmal so-
gar kalt –.

– Das Wasser selbst – ich hörte von Ver-
unreinigungen, die man durch Kochen
des Wassers nicht beseitigen kann.

– Die Räumlichkeiten des Lagedienstes
selbst, weil hier die „Frischluftzufuhr“
nur bedingt möglich ist, die Arbeits-
platzbeleuchtung und insgesamt die er-
gonomische Form nicht den in Deutsch-
land üblichen Normen entsprechen, die
Belastung mit elektrischen Geräten, die
in deutschen Büros schon längst „aus-
gelagert“ wurden.

ABER – Ich dachte mir, damit
könne man ja umgehen!

Durch die Arbeit in der Leitstelle fast
immer mit Klimaanlage wusste ich, dass
man täglich mindestens 30 Min. aktiv an
frischer Luft sein muss, um das auszuglei-
chen.

Der Frischluftmangel hier macht ziem-
lich müde. Müde arbeiten macht Kopf-
schmerzen, und Kopfschmerzen … dann
geht man eben mal vor die Tür, um die
Abgase von Autos und LKW einzuatmen
und seinen Blick mal vom Bildschirm ab-
zuwenden.

Beim Arbeitsplatz ist immerhin der
Stuhl höhenverstellbar, eine direkte Ar-
beitsplatzbeleuchtung wurde gestellt, ist
nur irgendwie nicht richtig zu befestigen
und strahlt unheimlich viel Wärme ab.
Das Mobiltelefon 4409 ist zwar vorhan-
den, aber eingehende Anrufer haben das
Gefühl, wir würden von irgendwo aus
dem Universum mit ihnen sprechen, kurz

– die Verständigung ist nicht wirklich gut.
Ich hörte auch von Gutachten, die bezüg-
lich der Arbeitsbedingungen hier ange-
regt und erstellt wurden – jedoch fehlen
Ergebnisse, die uns allen zur Kenntnis ge-
geben werden und die daraus resultieren-
den Veränderungen. Sicher arbeiten wir
hier in Räumlichkeiten, die uns von pol-
nischen Behörden zur Verfügung gestellt
wurden und deren Gestaltung teilweise
schwierig ist – wo kein Fenster ist, kann
eben keines geöffnet werden. Trotzdem
sollte es doch möglich sein, sich europäi-
schen Arbeitsplatzstandards anzunä-
hern. Manchmal fahre ich immer noch
mit Kopfschmerzen nach Hause, die Au-
gen brennen und ich habe das Gefühl, ich
brauche eine neue Brille – ich glaube nun
nicht mehr daran, dass es nur an der
„neuen“ Arbeit liegt. Nach zwölf Stun-
den Dienst mag ich meist auch nicht mehr
rausgehen im Dunkeln bei Schnee und
Matsch und klirrender Kälte, was mir bis-
her nie was ausgemacht hat. „Das mache
ich morgen …“, … wo ich immer noch mit
Kopfschmerzen aufstehe, erst mal mit et-
was Sport die Nackenverspannungen zu
lösen versuche … Am Ende nehme ich
meist eine Tablette – schließlich muss
man ja irgendwie über den Tag kommen
– und der nächste Dienst steht ja auch
bald an. Ein ganz anderes Problem, wel-
ches sich anfangs gar nicht darstellte, ist
unsere Dienst- und Urlaubsplanung. Seit
ich hier arbeite, traue ich mir gar nicht
mehr, Termine zu vereinbaren. Meinen
Zahnarzttermin habe ich dreimal ver-
schoben und letztlich ging ich an einem
Montag um 9.15 Uhr, nach und vor einer
Nachtschicht.

So was wie hier habe ich
noch nicht erlebt!

Als ein Kollege von uns aus dem Lage-
dienst extra vom Schicht- in den Tag-
dienst ging, um die dienstliche Organisa-
tion zu übernehmen, habe ich eigentlich
erwartet, dass es zumindest so weitergeht
wie bis dahin. Vielleicht muss ich meinen
Schießtermin nicht mehr selbst machen
oder es wird zusammen mit Bupoli Sport
organisiert oder, oder, oder … Die positi-
ven Möglichkeiten waren vielfältig. Aber
dann … Sicher gibt es aufgrund von
plötzlichen Krankschreibungen immer
mal Änderungsbedarf, aber dass ich drei-
mal am Tag angerufen werde, um mir den
neuen Dienstplan mitzuteilen, das ist
schon ziemlich hart. Zudem gab es Kolle-
gen, die von der Dienstplanänderung
zwölf Stunden vor ihrem Dienstantritt
noch gar nichts wussten.

Alle „Dienstplaner“, die ich an meinen
bisherigen Dienststellen (und das waren
nicht wenige) erlebt habe, hatten immer
noch ihre eigentliche Aufgabe zu bewäl-
tigen, DGL, WDF, Einsatzkoordinator,
RvD … trotzdem wusste ich mind. 14 Ta-
ge im Voraus, wie mein Dienst war. Le-
diglich in der SE- oder X-Schichtwoche
war die Planung etwas kurzfristiger, je-
doch wussten auch hier alle, dass es nie
mehr als vier Schichten in der Woche
werden und wer Termine hatte, konnte
die mitteilen und sie wurden bei der Pla-
nung berücksichtigt. Da alle wussten,
dass es in dieser Woche aber auch sein
kann, dass manchmal ein Termin nicht
wahrgenommen werden kann, haben die
meisten ihre Erledigungen in den Rest
der Zeit gelegt, wo nach Plan dienstfrei
war.

Vielleicht war hier auch von Vorteil,
dass es einen festen Dienstplan gab. So
war keine taggenaue Vorplanung für je-
den erforderlich, weil der Rahmenplan ja
schon stand. Die Organisation in DG er-
leichterte die Planung. Es gab keine Dis-
kussion, wer Weihnachten, Silvester oder
Ostern arbeiten geht. Aber es wusste
auch jeder lange vorher, dass eben Dienst
war.

Das ist hier offensichtlich wesentlich
schwieriger. Wir sind so flexibel, dass die
einen flexibel im Jahr 2010 zu Weihnach-
ten Urlaub geplant hatten und dann ganz
flexibel für den Urlaub im nächsten Jahr
neben Weihnachten Silvester auch gleich
mit eingereicht haben. Die anderen ma-
chen flexiblerweise den Dienst – wer soll
es auch sonst tun?! Ich stelle fest, dass die
einen flexibel Urlaub und frei machen
und die anderen flexibel arbeiten. Wo
bleibt die Gerechtigkeit? Ich hörte von
Kollegen, die seit Einrichtung des GZ je-
des Jahr Weihnachten und Silvester
Dienst hatten. Ich hörte auch, dass die
langen Schichten nicht jedem gleich gut
gefallen oder bekommen. Ich denke
aber, die Planung nach FAM müsste es
doch auch hergeben, dass wir nicht alle
andauernd Zwölf-Stunden-Dienste ma-
chen müssten, sondern auch Acht-Stun-
den-Dienste drin sind. Dabei spreche ich
nicht von T07 oder T08, sondern von
Früh-, Spät- und kurzen Nachtschichten.
Das ist sicherlich eine planerische He-
rausforderung und erfordert einige Ge-
spräche mit den Kollegen bei der Pla-
nung, aber wir haben einen Kollegen –
mit Stelle im Lagedienst, der extra dafür
abgestellt wurde. Vielleicht trägt eine sol-
che Lösung auch dazu bei, dass alle hier
im Lagedienst sich mit ihren Befindlich-
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keiten akzeptiert fühlen. Vielleicht soll-
ten wir auch über Erstellung von einem
gewissen Schichtrhythmus nachdenken,
wenn schon keinen festen Dienstplan, um
ein bisschen Planungssicherheit rauszu-
schinden. Vielleicht ist auch ein fester
Dienstplan im Vierschichtsystem denk-
bar, wo nur vier dauerhaft planbare Kol-
legen erforderlich wären, die sich aber
abstimmen, welchen der vier Schichtplä-
ne sie in welchem Monat machen. Wenn
wieder alle Kollegen da sind, könnte so
ein Plan vielleicht sogar mit Zwölf-Stun-
den-, Früh-, Spät- und kurzen Nacht-
schichten belegt werden. Seit ich bei der
Polizei bin, ist es noch nie passiert, dass
ich am 31. 12. noch nicht wusste, wie im
kommenden Jahr der Urlaubsplan aus-
sieht. Rechtlich ist eingereichter Urlaub,
wenn bis Jahresende dem nicht wider-
sprochen wird, berechtigter Urlaub.

In der Vergangenheit musste ich mei-
nen Urlaub für das Folgejahr immer
schon im Oktober, spätestens jedoch An-
fang November einreichen. Es gab ggf.
Änderungen, die fast jeder mit seiner Fa-
milie abstimmen musste, aber eine Einig-
keit wurde immer erzielt. Der Plan stand
immer zum 30. 11. des Jahres. Ich weiß es
nicht mit Sicherheit, aber ich glaube, da-
zu gibt es eine VO oder Weisung.

Wir haben heute den 2. 1. 2011 und ich
habe noch nicht einmal einen groben
Entwurf des Urlaubsplanes gesehen, ge-
schweige denn, dass darüber gesprochen
wurde. Was soll ich also machen, wenn
ich für Februar Urlaub eingereicht habe
und auch noch ne Reise machen will????
Da ist selbst im November schon mal
schlecht was zu buchen und jetzt ist gar
schon alles zu spät.

Die Gesamtsituation zurzeit bringt die
Gemüter zum Kochen, aber das entlädt
sich entweder in purem Gemecker oder
zu Hause bei der Familie oder gar nicht
und das macht krank! Durch die dauern-
den Dienstplanänderungen entstehen bei
einigen familiäre Probleme, die zusätz-
lich belasten. So manches Mal hätte ich
am liebsten losgemeckert. Ich dachte
aber auch immer, die Situation wäre so,
dass es keine andere als die vorgeschlage-
ne Lösung gäbe. Ich selbst bin so einge-
stellt, dass ich möglich mache, was mög-
lich ist, wie oben geschrieben, ggf. Termi-
ne verlegen. Allerdings muss ich auch
Dienst so halbwegs nach dem Schicht-
plan meines Mannes machen. Wenn das
funktioniert, mache ich Dienst – keine
Frage. Ich muss mit Schrecken feststel-
len, dass hier offensichtlich die Kollegen
dazu neigen, krank zu werden. Ein Kolle-

ge ist schon das zweite Mal schwer er-
krankt. Jetzt versucht er in einer Reha
wieder auf die Beine zu kommen, aber
seine Zukunft ist ungewiss. Ein zweiter
fiel längere Zeit aus und ein dritter ist so
krank, dass auch bei ihm ein Kranken-
hausaufenthalt ansteht und er mehrere
Wochen wenn nicht Monate ausfällt. Ich
kam für einen Kollegen, der jetzt wieder
im Schutzbereich arbeitet. Ich hörte,
auch dieser Kollege war mehrfach und
lange krank. Das macht mir Angst! Un-
abhängig von der Mentalität des einen
oder anderen im Umgang mit Proble-
men, die den Dienst betreffen, kann ich
mir nicht vorstellen, dass hier Krankhei-
ten aufgetreten sind und behandelt wer-
den müssen, die einem Husten oder
Schnupfen gleichzusetzen sind.

Stellt sich die Frage, woran das liegt.
Eigentlich ist es nicht meine Aufgabe, die
Ursache hierfür zu ergründen, aber logi-
scherweise mache ich mir so meine Ge-
danken. Zumal dieses GZ hier ja gerade
mal seit Dezember 2007 besteht. Die Kol-
legen hier – so hoffe ich zumindest – kom-
men mit mir klar. Manchmal wünschte
ich, dass wir einfach mehr miteinander
reden, insbesondere um Missverständnis-
se auszuräumen oder zu verhindern. Hier
sind wir auf einem guten Weg – denke ich
zumindest für mich. Allerdings sehe ich
auch, dass in letzter Zeit zwischen einigen
die Gespräche weniger werden oder gar
nicht mehr stattfinden. Das alles einfach
so hingenommen und resigniert wird,
weil es ohnehin nicht zu ändern und alles
egal ist.

So, wie die Situation
im Moment ist, kann es wohl

nicht weitergehen!
Am meisten enttäuscht bin ich von un-

serem „Planer“ – als er die Dienstpla-
nung übernahm, dachte ich, er wüsste
was er tut und wäre dem gewachsen. Ich
weiß ja nicht, woran es liegt. Muss er zu
viele Schichten übernehmen, so dass zu
wenig Zeit zur Planung bleibt? Fehlen
die Entscheidungskompetenzen – sind
ihm seine Entscheidungskompetenzen
überhaupt klar? Wurde mit ihm über das,
was er entscheiden darf und wo er ggf.
Rücksprache halten muss, gesprochen?
Sind seine Aufgaben klar genug defi-
niert? Sind es vielleicht zu viele Aufga-
ben? Ich hoffe, ich habe nicht zu viel ge-
meckert! Aber ich denke auch, die meis-
ten kennen oder haben die gleichen Pro-
bleme. Ich bin sicher nicht vollkommen
und mache meine Fehler. Das passiert
nun mal, wenn man arbeitet.

Vielleicht sind das ja auch gar keine
Probleme, sondern ganz normaler Alltag
hier – ich weiß bloß nicht, ob ich mich je
daran gewöhnen könnte. Auf jeden Fall
hoffe ich auf Besserung der Umstände,
der Gesundheit der Kranken, wie der
noch Gesunden zu Liebe.

Natürlich bin ich gern bereit, meinen
Beitrag dazuzuleisten.

B. Böttcher
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Die Durchführung eines Betrieblichen
Eingliederungsmanagements (BEM) ist
im § 84 Abs. 2 Neuntes Buch Sozialge-
setzbuch – Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen – (SGB IX) ge-
setzlich vorgeschrieben. Dieses ist für al-
le Arbeitgeber verpflichtend und dient
der Prävention von schweren und chroni-
schen Erkrankungen und der Erhaltung
oder Wiederherstellung der Arbeitsfä-
higkeit der Beschäftigten. Dabei sollen
Arbeitgeber und Betroffene gemeinsam
den Ursachen für Arbeitsunfähigkeiten
nachgehen und nach Möglichkeiten su-
chen, diese zu überwinden, Zeiten künfti-
ger Arbeitsunfähigkeit zu vermeiden
oder zumindest zu verringern, Rehabili-
tationsbedarfe frühzeitig zu erkennen
und entsprechende Maßnahmen recht-
zeitig einzuleiten. Dieses kann nur mit
Zustimmung und aktiver Mitwirkung der
Betroffenen durchgeführt werden. Da-
mit ist die Teilnahme an einem BEM für
Beschäftigte nicht zwingend. Dies gilt
insbesondere für die Fälle, in denen eine
Eingliederung aus krankheits- oder be-
hinderungsbedingten Gründen nicht
möglich ist.

Neben dem Arbeitgeber und den Be-
troffenen erfordert das BEM die Mitwir-
kung weiterer interner und externer Part-
ner, die die Parteien beraten und mit
Leistungen und Hilfen unterstützen. Das
BEM soll dazu beitragen, die Gesundheit
der Beschäftigten zu schützen, zu erhal-
ten, oder schnellstmöglich wieder herzu-
stellen. Die Durchführung erfolgt im In-
teresse der Beschäftigten und dient gera-
de nicht der Vorbereitung einer Beendi-
gung des Beschäftigungsverhältnisses.
Das BEM ist als Prozess angelegt, der ein
wechselseitiges Vertrauen aller Beteilig-
ten erfordert. Deshalb ist es notwendig,
die mit dem BEM gesammelten Erfah-
rungen dazu zu nutzen, das BEM auch un-
abhängig von Einzelfällen kontinuierlich
zu überprüfen und weiter zu entwickeln.

Rechtsvorschrift

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – Re-
habilitation und Teilhabe behinderter
Menschen – (SGB IX) § 84 Absatz 2

Sind Beschäftigte innerhalb eines Jah-
res länger als sechs Wochen ununterbro-

chen oder wiederholt arbeitsunfähig,
klärt der Arbeitgeber mit der zuständi-
gen Interessenvertretung im Sinne des
§ 93, bei schwerbehinderten Menschen
außerdem mit der Schwerbehinderten-
vertretung, mit Zustimmung und Beteili-
gung der betroffenen Person die Mög-
lichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit
möglichst überwunden werden und mit
welchen Leistungen oder Hilfen erneuter
Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der
Arbeitsplatz erhalten werden kann (be-
triebliches Eingliederungsmanagement).
Soweit erforderlich wird der Werks- oder
Betriebsarzt hinzugezogen. Die betroffe-
ne Person oder ihr gesetzlicher Vertreter
ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen
Eingliederungsmanagements sowie auf
Art und Umfang der hierfür erhobenen
und verwendeten Daten hinzuweisen.
Kommen Leistungen zur Teilhabe oder
begleitende Hilfen im Arbeitsleben in
Betracht, werden vom Arbeitgeber die
örtlichen gemeinsamen Servicestellen
oder bei schwerbehinderten Beschäftig-
ten das Integrationsamt hinzugezogen.
Diese wirken darauf hin, dass die erfor-
derlichen Leistungen oder Hilfen unver-
züglich beantragt und innerhalb einer
Frist des § 14 Abs. 2 Satz 2 erbracht wer-
den. Die zuständige Interessenvertretung
im Sinne des § 93, bei schwerbehinderten
Menschen außerdem die Schwerbehin-
dertenvertretung, können die Klärung
verlangen. Sie wachen darüber, dass der
Arbeitgeber die ihm nach dieser Vor-
schrift obliegenden Verpflichtungen er-
füllt.

Zielgruppen

Das Betriebliche Eingliederungsma-
nagement (BEM) richtet sich an alle Be-
schäftigten. Dazu gehören die wissen-
schaftlichen und weiteren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter einschließlich der
Auszubildenden. Für die Lehrkräfte für
besondere Aufgaben, die Professorinnen
und Professoren sowie die studentischen
und wissenschaftlichen Hilfskräfte wird
im Bedarfsfalle ein BEM durchgeführt.
Unerheblich ist dabei grundsätzlich, ob
die Beschäftigung in einem Arbeits- oder
Beamtenverhältnis erfolgt, die Dauer
und der Umfang der Beschäftigung sowie

das Vorliegen einer anerkannten
Schwerbehinderung bzw. Gleichstellung
mit schwerbehinderten Menschen.

Ein BEM beginnt, wenn Beschäftigte
innerhalb von zwölf Monaten länger als
sechs Wochen ununterbrochen oder wie-
derholt arbeitsunfähig erkrankt sind. Ge-
meint ist damit der Zeitraum innerhalb
der Beschäftigung von zwölf Monaten ab
Beginn der (ersten) Arbeitsunfähigkeit,
nicht das Kalenderjahr. Liegt eine
Schwerbehinderung oder eine Gleich-
stellung mit schwerbehinderten Men-
schen vor, beginnt das BEM sowohl bei
ununterbrochenen Dauererkrankungen
als auch bei auffälligen Wiederholungs-
erkrankungen unabhängig von dem
Sechs-Wochen-Zeitraum. Unerheblich
ist hierfür zunächst, ob es sich dabei um
dieselbe Ursache handelt, die der erneu-
ten Arbeitsunfähigkeit zugrunde liegt.

Wird fortgesetzt.

F. T.

Betriebliches
Eingliederungsmanagement (BEM)
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INFORMATION

TAUSCHGESUCH

Zu meiner Person:

Name: Rente
Vorname: Sebastian
Amtsbezeichnung: PM (A 7)
Tätigkeit: SB IuK-Einsatzbeamter
Behörde: Bereitschaftspolizei Meck-

lenburg-Vorpommern/Standort Schwe-
rin

Dienststelle: Technische Einsatzein-
heit/IuK-Gruppe

Telefon: 01 78/2 13 52 14

Da ich ursprünglich aus Erkner kom-
me und gern wieder in meine Heimat zie-
hen würde, suche ich einen Tauschpart-
ner im Raum Potsdam, möglichst bei der
Technischen Einsatzeinheit, da ich meine
erworbenen Kenntnisse gern weiter ein-
setzen würde.
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Am 14. Dezember 2010 trafen sich die
Seniorinnen und Senioren unserer Kreis-
gruppe letztmalig in diesem Jahr. Dank
der finanziellen Unterstützung durch un-
seren Kreisgruppenvorstand war es kein
trockener Nachmittag. Wir nahmen uns
auch Zeit, noch einmal an das fast ver-
gangene Jahr zu erinnern.

Die regelmäßigen Treffen wurden von
den Anwesenden als positiv und wichtig
empfunden, vor allem der Austausch von
Informationen über Gesetzesänderun-
gen und Vorschriften zur Beihilfe und
Rentenrecht, da oft die eigene Lesart
nicht die Richtige ist.

Wie sagt man: „Der Teufel steckt im-
mer im Detail“.

Auf einem Treffen mit einem Anwalt
wurde uns z. B. bewusst, wie wichtig es
ist, sich mit der Problematik Vorsorge-
vollmacht und Patientenverfügung recht-
zeitig zu befassen.

Im September empfing uns unser Poli-
zeipräsident Herr Kann. Trotz seiner
knapp bemessenen Zeit informierte er
uns über Aktuelles im polizeilichen Le-
ben. Auch wich er Fragen zur bevorste-
henden Reform in der Polizei nicht aus.

Als GdP-Senioren interessiert uns
aber vor allem das Leben innerhalb unse-
rer Gewerkschaft.

Alle Aktivitäten wurden von uns Se-
nioren personell unterstützt und beglei-
tet.

Im Zusammenhang mit der Volksin-
itiative für den Erhalt einer leistungsstar-
ken Polizei haben unsere Senioren einen
eigenen Stand zur Unterschriftenleistung
eingerichtet. Dabei wurden einige Hun-
dert Unterschriften gesammelt.

Das Jahr 2011 steht vor der Tür und
damit auch wieder Höhepunkte im Le-
ben unserer Gewerkschaft. Die „Alten“
versprechen, wir sind dabei.

Wir wünschen allen Kolleginnen und
Kollegen viel Glück und Gesundheit für
2011.

Sigrid Graedtke
Seniorenvorsitzende

Kreisgruppe Potsdam-Haus

Rückblick und Ausblick
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SENIOREN

TARIFRUNDE 2011 NACHRUF

Schimpfen allein ändert nichts
Die Polizei ist eine Einheit, deshalb

sind auch alle Beschäftigten am Zustan-
dekommen des Gesamteindruckes unse-
rer Arbeit beteiligt. Auch deshalb müs-
sen alle Beschäftigten der brandenburger
Polizei anständig entlohnt werden. In der
jetzt anstehenden Tarifrunde sind wir al-
le gefordert und können zeigen – uns
kann man nicht auseinanderdividieren.
Gerechte Teilhabe ist Voraussetzung für
sozialen Frieden. Das gilt auch für den öf-
fentlichen Dienst. Es ist höchste Zeit,
dass hier gute Arbeit in den Ländern wie-
der anständig bezahlt wird und die beson-
deren Belastungen sowie wachsenden
Gefahren im Beruf anerkannt und ent-
schädigt werden. Es geht uns deshalb
darum, alle Polizeibeschäftigten, insbe-
sondere die Beamtinnen und Beamten,
schon jetzt ein wenig aus ihrer Lethargie
zu erwecken. Schimpfen allein ändert
nichts! Wer Änderungen will, muss sich
beteiligen. Wer mehr Einkommen will,
muss dies öffentlich auch deutlich artiku-
lieren. Deshalb müssen wir uns rechtzei-
tig als Polizei bemerkbar machen, wenn
zu Beginn dieses Jahres die für uns rele-
vanten Tarifverhandlungen mit der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder ge-
führt werden. Die Bürger unseres Landes
müssen erkennen können, wer von die-
sen Verhandlungen betroffen ist. Wir

sind ihre Polizei – das hat auch unsere
Volksinitiative deutlich gezeigt. Wir sind
lange genug (zu) sehr bescheiden gewe-
sen. Jetzt sind wir dran, denn unsere Ar-
beit ist mehr wert!

Frank Templin,
KG Barnim

Bei anderen gelesen
Auszug aus einem Interview mit Bun-

destrainer Joachim Löw, geführt von
Michael Schelenz, SUPERillu Ausgabe
2/2011.

Thema: „So muss Fußball sein“
„Wir wollen Spielfreude vermitteln,

Spielkultur, Spielintelligenz.
Wir wollen als Mannschaft auftreten,

die begeistert und Emotionen weckt.
Wir wollen Teamgeist, Respekt, Fair-

play auf höchstem Niveau. Wenn das al-
les umgesetzt wird, kommen die Erfolge
von allein.“

Solche Einstellung wünschte ich mir
für das Team der Polizei des Landes
Brandenburg.

Wolfgang Frick

MEINUNG

Wir nehmen Abschied von unse-
rem im Dezember verstorbenen
Mitglied im Ruhestand

Hans-Joachim Berghoff

Die GdP-Kreisgruppe MOL wird
sein Andenken in Ehren halten.

Strausberg, im Dezember 2010

Kreisgruppe Märkisch-Oderland

Der Vorstand


